
Konsensuskonferenz
Am 22. April  2009 trafen sich in Dres-
den Vertreter mehrerer Gutachter-
kommissionen / Schlichtungsstellen 
der Deutschen Ärztekammern zu 
einer weiteren Konsensuskonferenz.
Konsensuskonferenzen haben die 
Aufgabe, Bewertungsalgorithmen für 

in unserem Begutachtungsmaterial 
häufig wiederkehrende Sachverhalte 
zu entwickeln, deren Beurteilung ein 
methodisch abgesichertes Bewer-
tungskonzept voraussetzt. Konsen-
suskonferenzen sind somit ein Mittel 
der internen Qualitätskontrolle mit 
der Zielstellung, die Bewertungsqua-
lität zu verbessern und zu standardi-
sieren.

Die Konferenz hat sich mit zwei Fra-
gestellungen befasst:
1. Bewertung perioperativ entstan-

dener Hautläsionen verschiedens-
ter Ursachen (ausgenommen De -
kubitalulcerationen).

2. Bewertung der perioperativen 
Bridging-Therapie bei Elektivope-
rationen bei langzeitantikoagu-
lierten Patienten. 

Die Konferenz hat zu beiden Prob-
lemkreisen einen solchen Algorith-
mus entwickelt, der nochmals auf 

der Jahrestagung der Ständigen 
Kommission „Gutachterkommissio-
nen / Schlichtungsstellen“ der Bun-
desärztekammer diskutiert werden 
wird und danach allen Gutachter-
kommissionen/Schlichtungsstellen 
der Deutschen Ärztekammern als Ar -
beitsgrundlage zur Verfügung steht.
Die Konferenz hat in sehr konzent-
rierter Arbeit die gestellte Aufgabe 
in hoher Qualität erfüllt.

Neben der sachlichen Problembewäl-
tigung werden solche Konferenzen 
naturgemäß zum intensiven Erfah-
rungsaustausch genutzt und dienen 
der besseren Kooperation zwischen 
den Gutachterkommissionen/Schlich-
tungsstellen.

Für 2009 ist in Dresden eine weitere 
Konsensuskonferenz geplant.

Dr. med. Rainer Kluge
Gutachterstelle für Arzthaftungsfragen der

Sächsischen Landesärztekammer

Berufspolitik
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Teilnehmer der Konsensuskonferenz

Konzerthaus für 
Dresden
Veröffentlichung in den Dresdner 
Neuen Nachrichten vom 28.04.2009

Schon länger beschäftigt die Dresd-
ner Öffentlichkeit die Frage, inwie-
weit der  Neubau eines Konzerthau-
ses für die international renommier-
ten Klangkörper Dresdner Philharmo-
nie und Sächsische Staatskapelle 
einen Fortschritt für das Kulturge-
schehen der Stadt bedeuten würde.
Eine Initiativgruppierung verschiede-
ner Privatpersonen, darunter unser 
amtierender Präsident der Kammer, 
Herr Prof. Dr. Jan Schulze sowie der 
Ehrenpräsident der Kammer, Herr 
Prof. Dr. Heinz Diettrich, engagiert 
sich für die Errichtung eines solchen 
Gebäudes. Von Seiten der Bürger-
schaft und auch der Politik gibt es 
Zustimmung wie Ablehnung. Der 
Prozess der Meinungsbildung und 
Entscheidung derartiger Fragen ge -
hört zur Normalität in einer demo-
kratischen Gesellschaft. Transparenz 
und Information sind ebenso unum-
gänglich für die Entscheidungsfin-

dung wie ein fairer Umgang mitein-
ander, auch wenn kontroverse Mei-
nungen aufeinanderprallen.
Insoweit müssen wir an dieser Stelle 
Form und Inhalt der Äußerungen des 
Dresdner Finanzbürgermeisters Vor-
johann (CDU), nachlesbar in oben 
genanntem Artikel der DNN, ent-
schieden zurückweisen. Unter ande-
rem werden Ärzte pauschal mit Dro-
genhändlern auf eine Stufe gestellt: 
Das ist einfach unwürdig und ver-
dient allenfalls Beachtung unter dem 
Aspekt einer strafrechtlichen Würdi-
gung der Ausfälle von Herrn Vorjo-
hann. Auch in der Sache irrt Herr 
Finanzbürgermeister, wenn er das 
Engagement der genannten Initiativ-
gruppe als Aktivitäten der Sächsi-
schen Landesärztekammer bezeich-
net. Ärzte treten hier nur in beson-
derem Maße für eine Sache ein, von 
deren Sinn und Richtigkeit sie über-
zeugt sind. Die Tatsache, dass es sich 
um aktive und frühere prominente 
Amtsträger handelt, kann nichts 
daran ändern, dass sie einzig als 
 Privatbürger aktiv sind.
Der Anwurf, die sächsischen Ärzte 
wollten ihre Pensionsgelder rentier-

lich auf Kosten der Allgemeinheit, 
insbesondere noch der sozial Schwa-
chen, anlegen, geht ebenfalls an der 
Wirklichkeit vorbei: Wie schon im 
Ärzteblatt Sachsen, Heft 6/2008, 
ausgeführt, wurde an den Verwal-
tungsausschuss der Sächsischen  Ärz-
teversorgung Anfang 2008 eine 
Anfrage zur Möglichkeit einer Betei-
ligung an einem Finanzierungskon-
zept gerichtet. Diese Anfrage wurde 
im Einklang mit unserer Satzung und 
den aufsichtsrechtlichen Vorgaben 
so beantwortet, dass „an ein Invest-
ment dieser Art unter anderem hin-
sichtlich der Sicherheit und Rentabi-
lität die gleichen Ansprüche zu stel-
len wären, wie an jede andere von 
uns getätigte Geldanlage“. Ein ver-
antwortungsbewusster Umgang mit 
den uns anvertrauten Geldern 
schließt ein anderes Vorgehen aus.   
Niemand ist autorisiert, einen ande-
ren Sachstand zu verkünden oder in 
der Weise des Herrn Vorjohann zu 
kommentieren.
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